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Diıe Frage, mıiıt, der ıch auseinandersetzt, ist bereıts früher unter

verschıedenen Rücksichten untersucht, un!: beurteilt worden. Das Unter-
scheidende und die Kıgenart des vorliegenden Werkes besteht in dem Ver-
such, vom Standpunkt der katholischen Moraltheologie den begründetenW ahrscheinlichkeitsbeweis für den theoretischen Satz erbringen, daß
dıe direkt. gewollte gesetzliıche Sterilisierung nichts In ıch Sıttenwidrigesdarstellt und darum unter gew1ssen V oraussetzungen erlaubht seın kann.
Nur dieser Kernsatz soll herausgegriffen Uun:! 1ın sıch un: seinen Haupt-bewelsen etwas eingehender besprochen werden. Unter „direkter Sterili-
sıerung” wırd dabeı 1nNne solche verstanden, dıe (durch V asektomie, ITuben-
resektion, Bestrahlung der irgend eın anderes gee]gnetes Verfahren) auf
die Entkeimung des Indıyıduums als solche abzıelt, und In ıhr den ersten,unmıiıttelbar gewollten Krifolg hat, (vgl 147 S1e steht, 1m Gegensatz ZUT
bloß „indırekten Sterilisierung“, dıe Wäar uch 1ne Entkeimung des Indı-
yiduums tatsächlıch verursacht, .ber 1ne VON der Entkeimung als solcher
völlig verschiedene und iıch von iıhr unabhängige unmiıttelbare Wiır:
kung beabsichtigt, dıe sıch ıIn der OÖrdnung der Kausalıtät AUS der VOT-
eNOMMENEN Maßnahme uch gleich unmıttelbar erg1ıbt. Die „ Voraus-setzungen”, unter denen die direkte gesetzliıche Sterilisierung zulässig Iseinsoll, ınd 1mM wesentlichen zusammengefaßt In einem auf andere W eise
nıcht behebenden „Notstand des Staates”, In eliner die Kxıstenz
der das notwendige (+meınwohl ernstlich bedrohenden Lage des Staates,die durch die geschlechtliche Betätigung der (+e1steskranken herbeigeführtwurde und NUur durch Sterilisierung dieser Kranken ausreichend gebessertwerden kann

Eıner der Ausgangspunkte beı der anzen moraltheologischen Bewels-
führung des Verfassers ist, der VvVon ıhm behauptete Mangel des Zeugungs-rechtes der Geisteskranken. Die Beweıisführung würde 1ler gewınnen,
wenn schärfer zwıschen den verschiedenen Arten von Geisteskranken

beweisen, bel eıner andern ber nıcht zutrefien.
unterschieden würde ; enn g1bt Beweismomente, die für dıe ıne Gruppe

Ks empfiehlt sıch
scheiden zwıschen Geisteskranken, dıe eınNes „actus humanus“* überhauptnıcht fählg sınd, und solchen, denerti diese Fähigkeit nıcht abgeht. Die
ersteren scheiden sowohl für das Kingehen elıner Ehe auUS, als uch (wennbereits VOT Eintritt der Geisteskrankheit 1ne gültige Ehe abgeschlossenar) bezüglıch der Geltendmachung des durch die Ehe erworbenen Rechtes.
Der Grund ist. einsichtig. Der Eheabschluß geschieht durch Vertrag ; eın
solcher kommt NUr zustande, wWenn der erforderliche Vertragswille gefaßtwird ; dieser Vertragswille ist, wesentliıch E1n „aCctus humanus“. W er darum
unfählg ist, einen „ACtus humanus“ setzen, ist. uch unfähig ıne Ehe
einzugehen. Ebenso kann das durch den Khevertrag erworbene Forderungs-recht bindend NUr durch einen „AaCtus humanus“ geltend gemacht werden;darum scheiden verheiratete (Jeisteskranke uch für dıe Geltendmachungeınes erworbenen ehelichen Rechtes AUuSs Neben dieser ersten Gruppesteht, die große Zahl der „Minderwertigen“, die ‚War eınes menschliıchen
Handelns fählg ınd und denen darum die ZU. Eheabschluß der ZUTC
Geltendmachung des ehelichen Rechtes wesentliche Einsicht nıcht mangelt,
VO  s denen ber miıt moralıscher Sıcherheit NUur miıinder- der unwertige ach-
kommenschaft erwarten ist (wobei IM Zweifelsfall (+unsten der erforder-
lıchen Eıinsicht entschieden wird). Ks scheint, daß der Verfasser uch diese
Gruppe Vom Zeugungsrecht ausgeschlossen wıissen ll dafür reichen ber
die soeben hiler angeführten Gründe natürlich nıcht AauS,. baut arum
selinen Beweis uch nıcht auf ıhnen auf, sondern auf der Unfähigkeit, die eTr-
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forderliche Erzıiehung leısten, und auf der Schädigung, e das (jemeıiın-
ohl durch eınen derartigen Nachwuchs erfährt. Sınd dıe ben dargelegten
Gründe für dıe relatıve Ausschaltung jener ersten Gruppe von relstes-
kranken unmiıttelbar einsichtig und beweiskräftig, bedürfen cie von

S s

für dıie zweıte Gruppe angeführten Argumente mehrfacher Einschränkung,
wIıe gleich gezeigt werden sSoll Zunächst, sSe1 bDer och auf ıne andere
Unterscheidung hingewlesen, dıe ebenfalls der größeren Übersichtlichkeit
der Beweisführung dıent Etwas anderes ıst, das Recht AD Haben der
Zeugungsorgane und ıhrer organıschen w1ıe funktionellen Unversehrtheıt,A eiwas anderes das (habituelle) Recht /AR N Betätıgung der Zeugungs-
fähigkeıt, wıeder eiwas anderes der dieses Be-
tätigungsrechts, bzw. die Befugniı1s, ZU aktuellenGebrauch über-
Zı u eh (oder unter dem Gesichtspunkt der he” gefaßt: etiwas anderes
ist, das Recht ZU Haben der vollen körperlıchen Tüchtigkeıit, dıe dıe
Voraussetzung eiINer „copula matrımonlalıs fecunda‘” bıldet ; eLiwas
deres das Recht, überhaupt heiraten ; etiwas anderes das durch Abschluß
eıner Ehe erworbene 'habituelle| Recht ZUXY geschlechtlichen Betätigung ;
eLwas anderes das Recht ZUT aktuellen Betätigung dieses Rechts: „1US
ad matrımon1um, 1US matrımon1lale Secu 1US matrımon10 inıto haustum,
1US actualıs SUuS 1Urıs matrımon10 hausti”). Diese Rechte hängen

daß jedes vorhergehende das nachfolgende bedingt, ber Se1ner-
se1ts nıcht durch das nachfolgende bedingt wird, och ıhm irgendwıe unter-

PTE

geordnet ist. Daraus erg1ıbt sich, daß, wenn und soweıt dıe Unfähigkeıt
ZUTE Erziehung, bzw. dıe Verhütung miıinder- der unwertiger Nachkommen:-
schaft den (GGrund für den Ausschluß vVvon der Fortpflanzung abgı1ıbt, den
Minderwertigen Ur das Recht der aktuellen Betätigung (also Nnu  _ das letzte
(lıed In der ben genannten Reıhe der Rechte) abgesprochen werden kann;
weiıl ‚.ben die Verweigerung dıeses Rechtes ZUT Erreichung des hbetreffen-
den Zweckes „DELI 3 e genügend ist. Was darüber hınaus „Per accıdens“
In bestimmten Fällen notwendıg ist, dafür muß dıe Berechtigung anders-
woher nachgewliesen werden ; dıie ben genannten Gründe reichen hlıerfür>  K nıcht 2AUS Das Recht, dıe aktuelle geschlechtlıche Betätigung hindern,
besagt darum ıch keineswegs dıe Befugnis, uch ın die weıter zurück-

7  SO liegenden Rechte einzugreıfen der G1e den Minderwertigen abzusprechen ;
das gilt namentlich vom Recht um Hab der Zeugungsorgane un ihrer
organıschen w1e funktionellen Intaktheıt. Man kann nıcht. folgern: „Quı1 pOot-i estT, minus, potest eti1am plus.“ Es ist In em vorliegenden uch nıcht ımmer
dıe (zefahr überwunden, Aaus dem Rechte, eınen Erfolg überhaupt
bewirken, das Recht ZU folgern, den Erfolg dın z% bewirken, der
mıt andern W orten: e1in Recht Ur Herbeiführung des Erfolges abzuleıten,
das jedes entgegenstehende Recht verdrängt, wenn ıch SoNSsSt der betreffende
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Krfolg nıcht erreichen 15ß6t.
Bısher wurde dıe Voraussetzung gemacht, daß q || den besagten Mıiınder-

wertigen tatsächlıch das Recht aktueller Betätigung der Zeugungsanlage
abgesprochen werden dürfe der mUÜsSse ; ber gerade dıeses weıtest reichende
Verdikt un dıe VOoInN Verfasser versuchte Beweısführung müssen In Frage
SCZOSCH werden. Von Geisteskranken, die keines „AaCtus humanus“ fähig
sınd, braucht dabeı nıcht mehr gesprochen werden, da das Notwendige
bereıts ben gesagt worden ist ; ebenso nıcht von solchen Kranken un:
Miınderwertigen, denen ıne bloß zeitweise Enthaltung zugemutet werden
soll (Jjemeint sınd NUr dıe Yälle, WO zwıschen den beteiligten Braut- der
Eheleuten selbst ‚War keine Pflicht der Gerechtigkeit der Liebe verletzt
wird, diesen Personen ber TOLZ des besten ıllens keine andere Wahl
bleibt, a1Is entweder dauernd auf die Ehe bzw. jede eheliıche Betätigung
verzichten der ber ıne miınder- und unwertige Nachkommenschaft
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ZECUSCH. (Gewiß WIT'! hıer jeder verständıge Seelsorger VOoO  - eiıner Ehe TIN-
gend abraten; daß ber dıe betreffenden Braut- der Eheleute objektiv
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unter schwerer Sünde verpflichtet sınd, überhaupt und dauernd VON der
Ehe bzw. VOoOxL jeder ehelıichen Betätigung abzustehen, ist weıtsun wırd uch VOmM Verfasser nıcht bewlesen. Der Satz „Die (jeistes-
kranken, dıe moralısch Irren und andere Minderwertige haben wen1ge1in Kecht, Kıinder ErZEUSECN, als S1e en KRecht, haben, Brand stiften“
(26) ist, ın dieser unbestimmten Allgemeinheit nıcht richtig. uch dıe (32 {f.)
ZAUS verschiedenen Autoren beigebrachten Texte geben hierfür zeiınen
Autoritätsbeweis ab Laest INan S1e im Zusammenhang nach, findet Man,daß die Mehrzahl der Autoren durchaus keine weıtreichende Schluß-
folgerung zieht und uch nıcht dıe hilerzu notwendigen Prämissen bıetet.

Wenn (25) auch die Autorıität des hl Thomas für die erwähnte Be-
hauptung herangezogen und seinen „Quaestiones disputatae“ eın „ ArSUu-mentum natura reı entnommen wiırd, mMu. INan beides ach em
Zusammenhang als nıcht zutreffend bezeichnen. Denn T’homas behandelt

der betreffenden Stelle (De malo Ö: 1Ur die Frage nach der
„moralıtas oblectivya“ des geschlechtlichen Akrtes als Aktes un Iragt,
Wanllı der Akt als solcher SC dıe naturgewollte Zweckbindung das
„bonum generation1s” und „educatıionı1s” verstoße: Kr antwortet, das Se1
ann der Fall, WEeNnN der Zeugungsakt das nıcht leıste, W as als Akt
ZUT Erreichung der genannten Zwecke beızutragen habe In solchen Yällen
Se1 er, ıIn sıch und se1ner Substanz nach 9 widersıttlich. Das
gelte zunächst VOoONn jeder „Wwldernatürlichen“ Betätigung, weıl G1E den „finısgeneratlionis” ausschließe ; sodann VOL jeder „außerehelichen Betätigung(‚copula extramatrımonlalıs‘), weıl e1N olcher ‚VaSsus concubıtus' die für diıe
KErzıehung notwendige dauernde Zusammenarbeit beıder KEltern ıch In
Krage stelle. Ks ist 180 die Unterstellung unter die ‚lex matrımon! das,
wWas der Zeugungsakt als Akt aufweısen muß, „finı educatıonis PTFO-portionatus’ Zı e1n. Thomas untersucht somıt überhaupt nıcht,welche ONn Kıgenschaften dıe ıch geschlechtlich betätigendenersonen haben MÜSSen, UTn dıe gezeugten Kınder richtig erzıiehen
können ; fragt NUr, welches dıe wesentliche Unterordnung des Zeugungs-aktes unter den „finıs educationis“ Ssel In 1es Zusammenhang steht:
NU  - der von zıtlerte ext „Finıs genıtalıum membrorum est SCNE-ratıo et educatıo prolıs ; et. 1deo Omnıs praediıctorum membrorum, quı
NO  S est proportionatus generatlion1ı prolıs ei, debitae 1US education|i, est
eundum inordinatus.“ fügt unmıiıttelbar den Satz „T’homas hat
Iso damıt jeden Geschlechtsakt Von Geisteskranken als ungeordnetverurteilt“ 25). ach dem Gesagten dürfte klar SelN, daß diese Schluß-
folgerung unrecht AUS dem angeführten ext SCZOSEN wırd Thomas
spricht nıcht von den Personen, sondern L1UT VOom. Akt als Akt An einer
andern Stelle kommt allerdings uch auf die mangelnde Tauglichkeitder geisteskranken Personen für die Erziehung ZUuU sprechen und wıder-
rät EKheschluß und eheliche Betätigung dieser Kranken, freılich ın einer
weıt abgeschwächteren Form als 1eSs tut. In seinem Sentenzen-Kom:-
mentar urteılt er ber den Eheabschluß e]ınes Geisteskranken : „ 51 habet
lucida intervalla|], tunc quamVIs, dum est. ın 1lo intervallo, 1N1ON sıt { N-
tum, quod matrımon1um contrahat, qula nescıt prolem educare,tamen, S1 contrahıt, matrımonı1um est” (4 Sent. dıst. 2 9 Dıese zurück-
haltende Stellungnahme des Heılıgen („non aıt, ‚utum, qula nescıt prolemeducare“) deckt iıch kaum miıt der soeben angeführten Schlußfolgerung, dıie
M mıit Rücksicht auf die Unfähigkeıt, dıe Krzıiehung des achwuchses
leisten, der Lehre des Heıligen entnehmen möchte : „"Thomas hat jedenGeschlechtsakt vVvon Geisteskranken als ungeordnet verworfen.“ Sıe ıst uch
weniger scharf und allgemein als dıe andere ben bereits erwähnte Fassung,die ıch beı M findet, „Die Geisteskranken, dıe moralısch Irren und andere
Mınderwertige haben wen1g eın Recht, Kinder EIZEUSECH, als Sie eın
Recht haben, Brand stiften“ (26) W ollte INan dıe weitgehende Deu-
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LUung, die dem ben QuUuSsS den „QAuaestiones disp. ” entnommenen ext
g1bt, als richtig annehmen, müßte 11a  S ehr vielen Brautleuten das
Eingehen einer Ehe und ebenso viıelen Eheleuten dıe eheliche Betätigung
unbedingt verbieten : enn die Krfahrung zeigt, daß sehr viele Von ıhnen
offenkundig und unverbesserlich untaugliıch sınd, selbst, und durch ıch
selbst dıe notwendige Erziehung eısten. Erst recht müßte jede
schlechtliıche Betätigung unterbleıben, WEenNnn mıt. moralischer Sıcherheıit der
baldıge 'Tod eines der beıder Ehegatten erwarten ıst. Das alles geht

weıt. Man kann uch nıcht einwenden, ın dıesen FWällen Se1 dıe Un-
fähigkeit ZULr Krzıehung „DEr accıdens“, bei den Mınderwertigen ber „DeCr14 uch dıe „Latsache” der iın Frage stehenden Minderwertigkeıit ist,
„PEer accıdens”. W ıll INa  — ber Ta die Tatsache der genannten Mınder-
wertigkeıt vorausgesetzt, ergebe sıch dıe Unfähigkeit ZUTLT Erzıiehung „PCTXse gilt N das gleiche VOoONn den andern ben angeführten FYällen : dıe
Tatsache des baldıgen Todes vorausgesetzt, erg1ıbt ıch die Unfähig-
keıt, die Erziehung leisten, „ DEr SE Der sıch richtige Satz „Das
Naturgesetz verlangt dıe Erzıiehung (2D)
hat nıcht den S Sinn, den ıhm geben scheint.

Zusammenfassend 1äßt sıch ; (Geisteskranke, die und soweıt S1e
keines „AaCLUS humanus” fählg sınd, ınd Von dem Eingehen einer Ehe
bzw. vVvoO  - der aktuellen Geltendmachung eines bereıts erworbenen ehelichen
kKechtes ausgeschlossen. Dadurch ist. ber In keiner Weıse ıhr KRecht auf
das Haben einer organısch und funktionell völlig intakten Zeugungs-anlage aufgehoben oder uch NUr herabgemindert. Die Behauptung, daß
uch allan andern Minderwertigen, VOon denen Aur unwertige Nachkommen:-
schaft erwarten 1St, ‚ben deshalb un S ihrer Unfähigkeıt ZUTLC Kr-
zıehung, das Kıngehen eıner Ehe bzw. dıe Betätigung elıner bereıts e1IN-
SCHANSCHNECN Ehe durch das Naturrecht, verboten sel, mu als unbewlesen
und als unrichtig abgewıesen werden. Vielmehr 1st, Was dıe Krage des
bloßen „KRechtes” angeht, uch bezügliıch dieser Kranken der Satz Leos A
ın Geltung : „Jus CoN1Ug11 naturale prim1ıgen1um hommmnı adımere, Cau-
SsSaAInve nuptiarum praecıpuam, Del auctorıtate inıt1o constitutam, QUOQUO
modo Cırcumseribere lex hominum nulla potest” („Rerum novarum ”“, ASS
[1890/91] 645). Der Standpunkt, Von dem aAUus die katholische Moraltheo-
logie diese Frage herantritt, und der Standpunkt, VOxNn dem ıne einselt1g
der übermäßıg dıesseltig orıentierte Kugenık die Dinge sıeht, liegenweıt auseinander, als daß InNnan hoffen könnte, S1Ee auf einer miıttleren Limie
ZUT Deckung ZuUu bringen, anerkennenswert 1m übrigen die Versuche
dieses Buches sınd, die Kluft verringern un! das Berechtigte der KEugenık
ur Geltung kommen lassen.

ach dem (Gesagten dürfte nıicht schwer seln, beurteılen, ob
die Kechtslage der (z+81steskranken bezüglich ıhrer Aussonderung Von der
Wortpflanzung un des Vehlens eines entgegenstehenden KRechtes, das die
künstliche Sterilisierung wehrte, richtig darstellt : Der (Jeisteskranke „hat
nıcht das moralısche Recht, Kınder > se1lner Natur entspricht
grundsätzlich dıe Unfruchtbarkeiıt. Er ist nicht mehr Ine ungee1gneteMaterie jener Handlung, die ıhm die Fruchtbarkeit künstlıch nımmt, Sel

HU  -} indireckt durch Absonderung, sel dırekt durch ıne künstliche
Maßnahme. Dadurch, daß eın Patıent nıicht mehr eıne ungee1gnete Unter-
lage der Sterilisierung ist, bzw. dadurch, daß dıie künstliche Unfruchtbar-
keit der Natur des (Geisteskranken an SCMESSCHN ıst, ist dıe Handlung nıcht
mehr auf eınen schlechten, sondern auf einen guten Gegenstand gerichtet”

Der Mangel des Rechtes ZUT aktuellen ei äl der ZLeugungs-anlage ist keineswegs uch eiInNn Mangel des Rechtes ZU Haben dieser
Anlage und ıhrer Intaktheıt; begründet uch keinen solchen Mangel und
berechtigt sıch In Sar keiner Weıise, irgendwie zerstörend ın deren
organısche der funktionelle Unversehrtheıt einzugreifen.
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Der ıne Ausgangspunkt der SanNnzZeh Beweisführung MS „Mangelndes
Zeugungsrecht un daraus folgend mangelndes Recht Z Haben eliner
intakten Sexualanlage”, bıldet 1so keine tragfähige Unterlage für dıe
'T ’hese „Der iın Krage stehenden Sterilisierung steht. keın persönliıches
Recht dıeser Kranken entgegen.“

versucht darzutun, daß uch 2Uus keiner andern Quelle ein durch-
schlagender Beweıls die grundsätzliche theoretische KErlaubtheıit der
direkten gesetzlıchen Sterilisierung beigebracht werden könne. Als der-
artıge Quellen gelten : die Substanz einer Handlung , ein Mangel
Recht, ıne unberechtigte Gefährdung der sıttliıchen Ordnung, der s  D-
strebte Zweck, dıe erwartenden schädlichen Wirkungen.

Daß dıe Sterilisierungshandlung nıcht ıhrer Substanz nach die
Sıttenordnung verstößt, sondern ınter mständen erlaubterweıse gesetzt
werden kann, ist richtig. Der materijelle Vorgang ist. beı diırekter un!: 1N-
direkter Sterilısierung miıtunter der völlig gleiche ; die indirekte Sterilı-
sıerung ist ‚.ber zuweılen erlaubt. Iso kann dıe materijelle Handlung In
ıch keinen unversöhnlichen Gegensatz .um Sıttengesetz enthalten. W enn
ber bel dieser (relegenheıt schreıbt: „Außer Lüge und Gotteshaß
findet sıch ohl keine absolut schlechte Handlung 1mM Sittengesetz”, ist
das wen1ger zutreffend ; 1ne solche Handlung ist dıe VON iıhm selbst
angeführte (rxotteslästerung; ferner die „infidelıtas positiva“, WEeNn S1Ee ott
eines rrtums der einer Lüge zeıiht:; die „desperatio” ; jede „lIrreverentla
contra Deum“, jeder „Contemptus alıecuus virtutis” ; uch dıe VOL Inno-
eN2z Xl durch Dekret Vom März 1679 verworlfene Propositio dürfte

denken geben (Denz N.
Die zweıte Quelle, AaAUuSsS der dıe Unerlaubtheıt der Sterilisierung ıch er-

geben könnte, wäre eın entgegenstehendes Recht des betreiffenden Kranken.
Eın eıl der Beweısführung, mıt der M darzutun ıch bemüht, daß e1iInNn
solches Recht nıcht vorliege, wurde schon erörtert und mußte a s nıcht
durchschlagend bezeichnet werden. ber sucht noch mıt andern Gründen,
denselben, mıt denen M as dıe Kınsperrung und Tötung gemeiıngefähr-
lıcher Verbrecher rechtfertigt, dıe grundsätzlıche Erlaubtheit der Sterilı-
sıerung gemeıiıngefährlıcher Keimträger beweılsen. Daß diese (edanken-
gänge des Verfassers der Sache nach unzutreffen ınd und SCSCH den
;#  z  laren INn der betreffenden Texte be]l 'T ’homas verstoßen, wurde schon
früher In dıeser Zeitschrift angedeutet 1 11926] 31585 f versucht 1m
vorliegenden Buch (108 diese Ausstellungen entkräften ; un Kr-
achtens bleiben S1e uch jetzt noch 1m vollen Umfang bestehen. Der Ver-
fasser sSagt, Sse1INe Beweisführung aue ıch auf denselben moralphilosophı-
schen Krwägungen auf Ww1e dıe des hl T'homas. ach stellt. 'T’homas
zunächst einmal folgende Stufenleıter unter den Lebensgütern auf Leben
und (resundheıit ; Zeugungskraft; Bewegung und freıer (Jebrauch der
Glieder ; und 1ne entsprechende Skala der bel Beraubung des Lebens
der der Gesundheit ; Beraubung der Zeugungskraft ; Beraubung der
Bewegungsfreıheılt. Von Bedeutung ist unmıiıttelbar das zweıte (xl1ed beıder
Reihen, das lauten soll „Zeugungskraft”, bzw. „Beraubung derselben”.
Was steht NU.  - beı Thomas dıeser Stelle 2 Z 69, 3)9 AIn boniıs
COTPOTIS trıa pPeI ordınem consıderantur. Primo quıdem integrıtas 'PpO-
ralıs substantıae; Cul detriımentum aftertur per O0ecCc1s10oNeEmM vel mutilationem :
secundo delectatıo vel qu1es SCHSUS , Cul opponıtur verberatıo vel quod-
libet, sensum doloris efficıens ; tert10 mMOtus et usSus membrorum : Qqu1 1M-
pedıtur per lıgationem vel incarceratiıonem SsSeCcu UaMlumM UE detentionem.“
Als zweıtes Glied bezeiıchnet „Lust bzw. edwede Befriedigung
der Sinne“ : als Gegenteil : „Schläge der SONST eLwas, W as Schmerz be-
reitet“ dagegen : „Zeugungskraft”, bzw. „Beraubung der Zeugungs-
kraft“. Das stimmt nıcht Z  MME}  >  A 1m günstigsten 'all könnte INnNan mıt
Berufung auf dıesen ext SaSeCN : „Geschlechtslust” und „Schmerzgefühl
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der Sterilisationsmaßnahme“. Sobald INAan ber übersetzt, zeigt ıch
sofort dıe Wertlosigkeit des zweıten Gliedes für die bewelsende These;
ennn handelt ıch Sal nıcht unnn die den Zeugungsakt begleıtende ust
der eınen entgegengesetzten Schmerz (Lust und Unlust ınd für die hler

Ösende Frage völlıg gleichgültig), sondern dıe ZLeugungskraft selbst;
davon handelt ‚ber das zwelıter Stelle stehende Gut der bel über-
haupt nıcht. Wiıll INa  — trotzdem den ext benutzen, wırd INa  - auf das

versuchterste Glied „OCCIS1LO vel mutilatiıo” zurückgreifen mÜüssen.
auch, VOoONn hler AaUuS eınen BHeweıls für dıe theoretische grundsätzliche Kr-
laubtheıt der direkten Sterilıisatıion 1efern (109 f. ach ıhm verteldigt
T'homas die Todesstrafe gemeingefährlichen Verbrechern mıiıt der Be-
gründung, daß solche Verbrecher iıhre Menschenwürde und damıt den An-
spruch uf das Leben verloren haben Weıl S1e aut die Stufe der
vernünftigen 'T1iere herabgesunken selen, könne über ihr Leben wıe über
das der unvernünftigen |1ere verfügt werden (allerdings DUr VOonNn denen,
dıe dıe erforderliche Autorität, hlerzu hätten). fährt. fort „KErblich be-
astete (Jeisteskranke befinden ıch In iıhrem Irıebleben auf der Stufe der
unvernünftigen Tiere“ ; Iso verlıeren S1e (nıcht War das Anrecht auf
Leben und Gesundheit, wohl aber) „die nächst höheren Rechte: entweder
das Recht auf dıe Zeugung alleın, der das Recht auf freıen Gebrauch
ihrer Glieder®, und „ WCNN andere Mıttel VerSasch, kannn ıhnen dıe STtaal-
lıche Autorıität das (}ut der Zeugungskraft S durch 1ne (z+ewaltmaßnahme
entziehen“ Daß uch In dieser Beweısführung eın Mißverstehen der
ıne Mıßdeutung der betreffenden 'Texte AUS Thomas lıegt, wurde ebenfalls
ın dıeser Zeitschrift &, gesagt,. behauptet 1LUN den damals gemachten
Kınwendungen gegenüber, '"Thomas leıte das Recht der 'Lodes- ınd Ver-
stümmelungsstrafe letztlich nıcht AUS dem Kecht, schwere sittliıche Schuld

strafen, ab, sondern AUS dem 'Tatbestand der herabgesunkenen Menschen-
natur, dıe auf der Stufe des Tieres angekommen sel Lasse INnanl diese
Begründung ber nıcht gelten, ann falle uch das Recht der Todesstrafe ;
gelte dıe Begründung, ann gelte uch die Berechtigung geW1SSer (+ewalt-
maßnahmen persönlich schuldlose Gesellschaftsschädlinge (110 f
Welche Beweisführung findet. ıch DU  - den betreffenden Stellen bel
Thomas ? Kr vergleicht den Verbrecher mıt einem dem ((Jesamtorganısmus
schädlichen Glied, das derjen1ıge, der dıe Sorge für den Organısmus hat,
abtrennen und zerstören darf „l alıquıs homo sıt, per1culosus cComMunl-
tatı et Corruptivus 1DSIUS pt N, laudabılıter et
salubrıter occldıtur, ut bonum COINMmMUunNe conservetur “ (2, Z 64, 26)
Werner lehrt, Thomas: „Homo peccando abh ordıne ratıonıs recedit ; et,
1deo decıdıt. dıgnıtate humana (prout sel 0M est naturalıter lıber et
propter se1psum eXs1istens) et incıdıt quodammodo ıIn servıtutem bestiarum,
ut scl de 1DSO ordınetur, secundum quod est utile alıs. Kt ideo QUaM-
VIS hominem ın Sua dignitate manentem occıdere sıt, secundum malum,
Ltamen homınem occıdere, potest SSe bonum sıcut occıdere
bestiam“ (1 ad In derselben Quaestio &. wiederholt das (76-
sagte mıiıt den W orten „Uccıis10 al r1ıs fit lıcıta PEr comparatıonem
ad bonum COMMUNE, quod DeEL DEeC au corrumpitur. Nullo modo
licet occıdere ın Dort, Thomas Von den Schutzmaßnahmen
spricht, dıe keine eigentlichen Strafen ınd und unter Umständen uch

Schuldlose angewandt werden können, schließt Lebens- und Leibes-
strafen ausdrücklich von dıesen Maßnahmen AUus un: 1äßt Sıe NU:  — qals Strafe
für sıttliıche Schuld „Nunquam secundum humanum i1udıeilum alıquıs
debet, punirı ıne culpa flagellı, ut occıdatur vel mutiletur vel Ver-
beretur“ ( 21 108, ad T ’homas spricht also, W1e diese Texte mıt
SaANZ eindeutiger Klarheit zeigen, nıcht Von ırgend welchen Schädlingen
des Gemeinwohls, sondern 1Ur Voxn solchen, die durch persönlıch schuld-
haftes Verhalten dem (Gemeinwohl schaden ; leıtet dıe Berechtigung
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ZUT Tötung nıcht AUS dem Verlust einer irgendwie verstandenen Menschen-
würde ab, sondern VOIN Verlust der Menschenwürde, dıe In em Freili-
Seın VO entsprechend schwerer persönlıcher Schuld be-
steht. W enn Thomas sSagt „homo peccando a ordıne ratJlonıs recedit”,

ist mıt dem „Ordo rationıs“ nıcht der Gebrauch der Vernunft gemeint
der „vernünftiges Handeln”, sondern die Ordnung der sıttlıchen Rechtheit.
und das Abweıchen vVvon ihr durch verbrecherıschen freıen DPOT®
sönlıchen Entschluß Ktwas derartıges legt ‚ber beı (Geisteskranken
a |S solchen nıcht VO  s Ks M darum a{ls nıicht zutreffen: bezeichnet. werden,
WEeNN gesagt wiırd, die Anwendung der Gedankengänge des T’homas über
die Todesstrafe auf die direkte gesetzlıche Sterilisierung Se1 berechtigt und
bedeute NUr en Aufbauen auf denselben moralphılosophischen Erwägungen.
Diıesem Aufbau fehlt e1n, Wenn nıcht das wesentliche Element, auf dem
dıe Beweisführung belı T ’homas ruht.

W enn Sagt, INa habe 1Ur die Wahl, entweder seıne Deutung der
Beweısführung und Begründung des Heıligen zuzugeben, der uch das
Recht der 'T’odesstrafe leugnen, geht Se1INe Behauptung ZU weıt. Selbst
wWenn INa  > dieses Recht ausschließlich 20 em Recht und der Pflicht, her-
Jleıtet, für das (+memnwohl SOTSECN, trıfft, S1e nıcht Man muß NUur

festhalten, daß das Recht der Todesstrafe nıcht eın unbeschränktes Kecht,
jedwede Schädigung des (+2meinwohls hintanzuhalten, ZULC Voraussetzung
hat, sondern Ur e1iNn Recht fordert, solche Schädigungen verhüten, die die
staatlıche (jemeinschaft nıcht hıinzunehmen braucht; das sınd Schädigungen,
bel denen nıcht DUr die Güter, qauf dıe der Staat ein Recht hat, verletzt
werden, sondern uch das Recht dıesen (Jütern. Der Staat sowohl
W1@e der Privatmann muß iıch manche Schädigungen se1ner Rechtsgüter,
unter Umständen selbst selnes Lebens und se1lner Kxıstenz, gefallen lassen,
hne sich dagegen wehren ZU dürfen. rst, wenn sıch Schädigungen
handelt, die er nıcht. dulden braucht, SELZ das Notwehr-, bzw. das Not-
standsrecht eın (Erinnert Sse1l 1Ur dıe Lebensgefährdung, dıe von
steckenden Kranken ausgeht und oft, durch Isolıerung dgl mehr nıcht
heben ist, sondern UUr durch Tötung der Kranken wırksam abgewendet
werden könnte ; der die Schädigung des materiellen W ohlstandes eines
Kaufmannes durch 1ne sehr wirksame, ber nıcht ungerechte Konkurrenz USW.)
Ks muß I5 unterschieden werden zwıschen Schädigung DUr des Gutes,
auf das ma  — e1n Recht hat, und Schädigung (zugleıich) des Rechtes auf
das Gut der dem Gut Nun dürfte ber ohne weıteres einsichtig se1n,
daß der Staat die Gefährdung seiner Kxıistenz un: des (Gemeinwohls, die
durch schuldbaren Mißbrauch der Freiheit (d. durch Verbrechen) erfolgt,
nıcht dulden braucht, daß 180 durch verbrecherisches 'T'un nıcht 1Ur
ein Rechts gut des Staates, sondern uch das He cht em (xut verletzt
wiırd, und daß ferner gewlssen verbrecherischen Indivyıduen gegenüber
keinen andern genügenden Schutz dieses gefährdeten Rechtes g1bt, als das
Recht, sıe gegebenenfalls Leben strafen. Anders ist dıe Lage bel
der VOL Mınderwertigen hne deren persönlıche Schuld ausgehenden Schädi-
SUuNs Hıer ist keineswegs unmıttelbar ersichtlıch, daß die Schädigung
nicht DUr Verletzung e]ınes Gutes bedeutet, das der Staat hat, sondern
uch eines Rechtes dıiıesem Gut, und TST recht ist nıcht ersichtlich,
daß diese Schädigung dem Staate dıe Befugn1s verleiht, mıt Verstümmelung
der Vernichtung der Funktionstüchtigkeit einzuschreıten. IDıe Darlegung
dürfte gezeigt haben: Man kann bestreiten, die Gedankengänge des hl 'Tho
INas über das Recht der 'T’odesstrafe bewılesen uch die Erlaubtheit der
direkten gesetzlichen Steriulisierung, un braucht deshalb doch keineswegs
weder das Recht der Todesstrafe, noch uch die Beweiskraft der von
'Thomas hierfür vorgebrachten Argumente leugnen.

Als tiefste und zugleich einzıge Rechtsquelle, USs welcher die sıttliche
Befugnis für ylle mıt dem Sterilisıerungsproblem zusammenhängenden staat-
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lıchen Maßnahmen feßt, bezeichnet das „Notrecht” Aus dıiıesem
Rechte heraus argumentiert 1m wesentlıchen, WwW1e folgt: Ya W enn ırgend
eiwas ZUT Erhaltung eines KEınzelkörpers der des Staatskörpers unbedingt
notwendig ist, ann ist, der Natur jenes Körpers NZCMESSCNH, Iso VO  S
ott gewollt, 7 Zut. Denn ott kann nıcht, zulassen, daß etiwas In sıch
Schlechtes einem W esen ZU se1ıner KErhaltung unbedingt notwendig wird.
Die Not schafft die Filicht, alles LunNn, W as der Genesung des Körpers
dient, und diese Notpflicht g1bt die siıttliche Berechtigung, den Kıngriuff ın
Gottes Herrschaftsgebiet machen“ ® Hıer ist. der Obersatz
D W enn iırgend eLwas ZUT Krhaltung unbedingt notwendig 1St, ann ıst.
von ott gewollt und zugestanden“, der ın selner Allgemeinheit
Bedenken erreg Uun! eıner mehrfachen Unterscheidung bedarf. W enn die
Erhaltung des Lebens der der Kxıstenz Von ott dın &l für
alle Wälle gewollt 1st, annn ist, VON ihm allerdings uch dıe Befugn1s
gegeben, jedes entgegenstehende Recht brechen. Eın solches absolutes
Exıistenzrecht hat indes kein einzelner Mensch und keiın Staat, uch nıcht
das Menschengeschlecht a IS solches erhalten ; ott kann den Untergang

Dieder einzelnen Menschen und Staaten wollen, und hat ihn gewollt.
bloße Tatsache also, daß sSonst (d. ohne Eıingriff in die Gütersphäre
anderer) ein Mensch der eın Staat (GGrunde gehen würde, beweist für
sıch alleın noch nıcht, daß Gott, WenNnn sıch nıcht selbst wıdersprechen
wollte, die Befugnis geben mußte, In dıe KRechtssphäre der anderen, VO)  5
denen der Untergang droht, einzugreıfen. IS ist möglıch, daß eın uch

weıt. reichendes übergeordnetes Recht gegeben ist; ber ist nıcht
sıcher un! nıcht notwendig gegeben, weıl ott hler und jetzt den
Untergang des gefährdeten Lebens wollen kann Hat 180 ott den
Menschen und Staaten NUur eın beschränktes Recht auf Kxıstenz
verlıehen, ıst. War muıt dem Zugestehen dieses Rechtes uch al das
zugestanden, hne das die gegebene Befugnı1s überhaupt inhaltlos un Sar
kein Recht wäre (also all das, Was AUS der Natur der Sache heraus ZUTC
Kxıstenz notwendig ıst) ber uch zugestanden wurde, WwWAas nıcht aus
der Natur der Sache, sondern UUr besonderer zufälliger Umstände
ZUL Erhaltung der Kxıstenz gefordert wird, namentlıch ob und inwıevweıt
che Befugn1s gegeben worden ıst, SsCchHh solcher Umstände iın fremde Rechte
einzugreifen, das alles 1äßt. ıch Aus der bloßen Tatsache eINeEes beschränkten
Daseinsrechtes nıcht beweilsen, sondern ist. anderswoher darzutun. Das
Notwehrrecht SOWI1e das staatlıche Strafrecht folgt dı
aAUSs dem verliehenen Daseinsrecht; enn WEn dem einzelnen der dem
Staate nıcht erlaubt wäre, schuldhafte willkürliche Angrıiffe uf das
Dasein ıch verteldigen bzw das (+78meiınwohl schützen, ann wäre
das Exıistenzrecht überhaupt kein Recht; enn eın Recht, das rechtlich
dem freıen Zugriff eines jeden preisgegeben 1st, wäre kein Recht. Das-
selbe gilt, der Angriff auf die Kxıstenz - materiell ungerecht wAäare
falls nämlıch der Mensch einen solchen Angrıff hiınnehmen müßte, wäre
eın Recht nıcht objektiv bestimmt, sondern Von dem guten der bösen
Glauben der andern abhängig un damıt etzten Endes praktisch wlieder
dem freıien Zugriff eınes jeden preisgegeben, weıl guter und böser Glaube
der andern sıch nıcht hne weıteres feststellen lassen. Das Recht
Dasein un Leben, Se] des einzelnen, sel des Staates, schließt 180
das Recht der Notwehr, und e1Im Staat uch das Recht der LTodesstrafe
ein. ber damıt ıst. das andere, bedeutend weıter reichende Recht nıcht
als durch dıe Natur der Sache gefordert bewıesen, daß nämlıch der einzelne
der der Staat iımmer, WEeNN ihr Daseın durch den VoNn einem andern
ausgehenden Einfluß gefährdet wıird (auch WEn der Einfluß 1n keıiner W eise
einen ungerechten Angriff darstellt), berechtigt Se1N müÜüSssen, diesen Eınfluß
durch Kıngriff In die (Jüter- DZW. Rechtssphäre des andern abzuwenden,
falls SONST die eigene Exıstenz nıcht gerette werden kann Und ist
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ferner nıcht bewlesen, daß ott ıIn solchen Yällen das Recht ZU einem
derartıgen Kıngriff gebe, un daß dıe Tatsache der genannten Notwendig-
keıt eın Beweıls für die entsprechende Rechtsverleihung vonseıten (zottes
€1. Das wäare ann richtig, WenNn feststände, daß ott entweder em (Je-
fährdeten eın un b dın ZzLES Daseinsrecht gegeben hat, der ‚uUSsS einem
andern (ırunde nıcht wollen kann bzw. nıcht wıll, daß der Betreffende hler
und jetzt (Jrunde gehe, der WeNn anderswoher (nıcht Aaus der bloßen
Tatsache der Daseinsgefährdung) bewılesen ist, daß das Daseimsrecht des
(zxefährdeten dem Daseinsrecht des andern (bzw. dessen Recht qauf körper-
lıche Integrität) überlegen ist.

Der von aufgestellte Obersatz : „ Wenn ırgend etiwas E Erhaltung
des ase1ıns unbedingt notwendıig 1st, annn ist uch Von ott zugestanden
und gewollt”, MUuL Iso ın dieser allgemeınen Fassung abgelehnt werden.
W äre dieser Satz in selner vollen Allgemeinheıt rıchtig, wäre auch
hne weıteres bewlesen, daß beı äußerstem Notstand der schwangeren Mutter,
WEeNn ihr durch die Leibesfrucht gefährdetes Leben auf andere W eıse nıcht
gerette werden kann, die direkt bewirkte Schwangerschaftsunterbrechung
zulässıg ist (namentlıch, WEeNn S1e der Tzt, 1mM Namen und Auftrag der
staatlıchen Autorität vornähme); denn die Latsache des Notstandes zugleıich
mıt der Notpflicht, ıh heben, ınd ]Ja nach eın durchschlagender
Beweıs, daß ott die Erlaubnis g1bt, ıIn eın Herrschaftsgebiet einzugreifen.
Man müßte uch ferner Ta  y daß dıe ekannten kırchlichen Entscheidungen
aus den Jahren 18834, 18589 un: 1595 über Kranıotomie und direkte Schwanger-schaftsunterbrechung diıese einfache und nächstliegende Ausdeutung des
Notstandsrechtes nıcht. gekannt, übersehen, bzw. nıcht richtig gewürdıgthätten. Indessen lıegt der Irrtum In der Handhabung und Beurteilung des
Notstandes nıcht aufseıten der genannten Dekrete.

sucht selınen Beweıs für das Kıngriffsrecht des Staates In dıe körper-lıche Integrität der Mınderwertigen vertiefen, indem die bestehende
Unterordnung des einzelnen und se1ınes Privatwohles unter den Staat und
as (+6emeinwohl SCHAaUET untersucht. Er LUt e indem das zwıschen
den (;liedern des körperlichen Organısmus ınd dem (7geSsamtorganismus be-
stehende Verhältnis auf das Verhältnis des einzelnen Bürgers ZU Staat
anwendet und daraus den Schluß zıeht, daß der einzelne dem (+8samtwohl
geopfert werden dürfe, ebenso W1€e das KEinzelglied dem (7Jesamtorganısmus
1m Konflıktsfall weichen mMUSSe Das ist soweıt rıchtig, als hen dıe Unter-
ordnung des einzelnen unter die (;esamtheiıt reicht. Diese Unterordnungerfaßt ber nıcht dıe Persönlichkeit In ıhrem etzten Sseın un! Zweck,
während hingegen bel den (+l1edern des Körpers 1nNe un b dın gyLe Unter-
ordnung unter den (7gesamtorganiısmus gegeben ist. Da noch unlängstausführlicher In dieser Zeitschrift ber diese Frage gehandelt worden ist,
(2 1927 568 fi' 9 erübrıgt ıch 1ne weıtere Auselnandersetzung. M. über-
schätzt und übersteigert In LWa den organıschen (+;edanken: ın etzter
Linie ist der Staat für dıe Menschen da, nıcht dıe Menschen für den
Staat. Dıie VOonNn angewandte Ausdeutung des Notstandsrechtes und
der organıschen Unterordnung zwingt logisch, dem Staat, auch 300 Tötungs-recht gemeinschädlicher, WEeNn uch schuldloser Indıyıduen zuzugestehen,falls auf andere W eise ıne vVvon diesen stammende Bedrohung se1ner
Exıstenz nıcht abwenden kann. meınt, allerdings (111 65 eın solcher
Analogieschluß gel unzutreffend, weıl nırgendwo Von einem Recht, (z+eistes-
kranke öten, dıe ede sel, un:‘ weıl immer andere Mıttel gebe, ıch

solche Kxıstenzbedrohung schützen. ber diese Antwort beweıst
nicht, daß ıch das genannte Tötungsrecht nıcht mıiıt logischer Notwendigkeıit
Aaus den Von aufgestellten Leitsätzen erg1ıbt. Sie beweıst DUFr, daß ın
der Auseinandersetzung bısher diese Schlußfolgerung nıcht SCZODEN worden
und ferner daß die für die praktische Anwendung des genannten Rechtes
notwendige Vorbedingung elnes sonst nıcht behebenden otstandes nıcht
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der noch nıcht gegeben ist. Das alles hat Der nıchts tun mıt der
Krage ach dem grundsätzlıch un: theoretisch zuzugestehenden Recht,
sohbald INan einmal den angeführten SanZ allgemeın gehaltenen Obersatz
der Beweisführung M.s und Se1Ne Auslegung des organıschen edankens
a ls gegeben voraussetzt. W enn sodann (127 T as „peinliche” Straf-
recht, des Staates auf das „domınıum altum“ zurückführt, Mas das
immerhın geschehen, LUr ist damıt nıchts erklärt und bewlesen. IS erhebt
ıch bezüglıch dieses „dominıum altum n dıe gleiche YFrage, w1e weıt.

reiche, W1e weıt nıcht; welche Ausdehnung diıeser Befugnis das wahre
(+emeinwohl verlange, welche nıcht Beı der Bemessung dessen, WwWas das
„bonum commune“ verlangt, wiıird INal ıch übrıges hüten mUSsSen, das Urteil
NUur der hauptsächlıch durch dıe ıunmıiıttelbaren Wiıirkungen bestimmen
lassen. 1el wichtiger und entscheıdender sınd oft die mıttelbaren un!:
etzten Folgen. So ıst, für das Wohl der einzelnen un des Staates etzten
Endes besser gesorgt, We Leben und körperliche Unversehrtheıt des Schuld-
losen jedem Zugriff Drıtter, Ssel des Staates, Ssel VOon Privatpersonen,
vollständig entzogen ınd (auch weiln dabeı ın einem KEınzelfall die Kxıstenz
eınes einzelnen Menschen der Staates sollte geopfert werden müssen), als
WEeN solche Zugriffe ıIn Notfällen zulässıg ınd.

erörtert och dıe YFrage, ob vielleicht WESC. der üblen sıttlıchen
KFolgen dıe direkte gesetzliche Sterilisation als unzulässıg bezeichnet
werden muUusSse (114 ff.) Kr verneıint sle ; andere ınd anderer Ansıcht, wWw1e
bereıts erschienene Besprechungen des vorliegenden Buches zelgen. W ır
möchten auf dıesen Punkt nıcht eingehen.

Dagegen verlangt die Frage, ob dıe genannte Steriliısierung SCch des
angestrebten a,{S wiıidersıttlıch bezeijıchnet werden muß, ıne kurze
Untersuchung. Der letzte Zweck 1st, wı1ıe wıederholt betont (119 fi' y
der Schutz des Volkskörpers vVvor schädliıchen Eınflüssen, dıe sıch auSs der
geschlechtlichen Betätigung der In Frage stehenden Minderwertigen ergeben.
Dıeser Zweck ist. ın sıch sittlich einwandfreiı. Der Zweck
ıst. die organische, bzw. funktionelle Veränderung, die 1mM Örgan1ısmus des
betreffenden Minderwertigen durch dıe Sterilisierungsmaßnahme hervor-
gerufen werden soll ; sıe stellt ıne Verwundung, ine Verstümmlung, 1ne
Zerstörung der eLiwas Ahnlıiches dar. Solche Eingriffe ınd In sıch SC“
1LOIMMenN (d ihrer Substanz nach) nıcht das Sıttengesetz ; S1e
können OTSCHOMMIM werden, WeNn un: soweıt Gie notwendıg ınd für
die Erhaltung und das Wohl des anzen OÖrganısmus ; S1e können shal
VOTZECNOMMEN werden, weıl dıe einzelnen (+lieder ihrer aNzZeN Substanz
nach LUr für den Gesamtorganısmus da iınd und darum dessen Wohl voll-
ständıg unterstehen ; S1e können NUr Vı® dem, bzw ın dessen Auftrag
ausgeführt werden, em die (ilieder seinem Nutzen gegeben ınd. Damıt
ıst, das Eingriffsrecht der physischen Person In den elgenen Organısmus
umschrieben un begründet, nıcht .ber eın entsprechendes Recht des Staates,
Diesbezüglıch ist vielmehr betonen, daß die Körpergliıeder wen1g
WI]e die Gesamtpersönlichkeit ihrem Bestande und ıhrer Substanz nach
'Teıle des Staates sınd, die 1n erster Liniıe ıhm seinem Nutzen gegeben
wären. Darum kann der Staat uch nıcht Aaus dem gleichen Rechtstitel
darüber verfügen Ww1e die physische Person über die Glieder, die ıhr eıgen
ınd ll uch hler den organiıschen (+edanken bıs ZUTLT etzten Folgerung
auf das Verhältnıs der Einzelpersönlichkeit ZU Staat übertragen und be-
ruft sıch wıeder auf Thomas VO Aquin, der, un das Recht des
Staates ZU  ” Lodes- und Verstümmlungsstrafe beweisen, sıch dieses (ze-
dankens bedient. ber einmal ist. die restlo Anwendung des organıschen
(edankens auf Sstaat, und Einzelpersönlichkeıit unbewlesen, ın ıch unrichtig
un uch VO'  a} LT homas nıcht behauptet ; sodann verwahrt iıch letzterer ausS-
drücklich dagegen, daß schuldlose Bürger als schädliche Glieder des Staates
angesehen werden. Kr gebraucht diesen Beweıs UUr bezüglich formeller
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Verbrecher, W1e bereıts .hen gezeigt wurde. 'T ’homas steht, was Lebens-
und Leihbesstrafen angeht, quf dem z laren un: eINZIS rıchtigen Standpunkt
des chul PrIINZIpPS ( Z 108, 4 9 dagegen vertritt
praktisch das reine a prinzıp. Ihm genügt für ıne stant-
lıche Reaktıon In der HForm eıner organıschen der funktionellen Ver-
stümmlung ıne bloße (zutsschädiıgung, uch S1e keine Rechtsschädıi-
ZSUunNS ist ; der vielmehr : ıhm ıst, hıer jede (utsschädigung, wenn der Staat
sonst ıhrer nıcht Herr werden kann, ıne ÄArt, Rechtsschädigung, die das
Recht schafft, ıIn die Rechtsgüter des Schädlings einzugreifen, Der Bewelıls-
führung M.s gegenüber ist. Iso gSCN W enn die Absıicht, dem Wohl
des Gesamtorganısmus dıenen, bel einer physiıschen Person dıe W eg-
nahme der Untüchtigmachung eines Einzelgliedes für den 'all recht-
fertigt, daß auf andere W eise Lehben und (jesundheıt nıcht gesichert werden
können, rechtfertigt dieser (Jrund nıcht dıe gesetzliche Sterilısierung
schuldloser, ber minderwertiger Persönliıchkeiten, und War deshalb nıcht,
weıl die einzelnen Bürger in wesentlich anderer W eise der Gesamtheit
unterstellt sınd als die Körpergliıeder dem (+gesamtkörper.

Der Versuch, eın „argumentum parı“ für das Recht der Zwangs-
sterilisatıon aUuSs dem Recht der Zwangsimpfung, der Zwangsisolierung,
-asylıerung USW. herzuleıten, ist, Vom Verfasser wohl nıcht als selbständiıger
Beweıs gedacht, sondern 1Ur a {IS Bekräftigung der als „aliunde” bewılesen
vorausgesetzten These Der wesentliche Unterschied zwischen diesen Ver-
schlıedenen Schutzmaßnahmen und einer Zwangsverstümmlung ist ZU offen-
sichtlıch. W ünschenswert, waäare uch ıne eLwWwAaS andere Anwendungs-
welse der 2’ Man bekommt den Eindruck, dieser Artıkel
handle ausschließlich der hauptsächlich Von der Kastratıon. Das entspricht
niıcht der Wirklichkeit; CLr bespricht die Verstümmlungsstrafe „In genere”

Dasund erwähnt dabeı uch dıe Kastratıon als eınen Anwendungsfall,
„mutilare membro“ 1m Corpus und In em Tıtel des Artikels ist nach dem
Zusammenhang nıcht. prägnant verstehen.

Mehr och als dıe Bezıehung ZU dem zunächst, beabsichtigten KErfolg
erreg' das Zwischenziel, das durch die gesetzliche Sterilisierung erreicht
werden soll, ernste Bedenken. KEs ıst dıe In sıch, WeNn uch nıcht ihrer
selbst willen, gewollte Sterilisierung des Indıyrıduums und eines eventuell
VOTSCHOMMENEN Begattungsaktes. meınt unter anderem : „Der Staat
darf weder für (zeistesgesunde noch für (Gjeisteskranke eınen ehelıchen
Onanısmus sanktıonıieren; ber kann, AUS Not CZWUNSEN, verhındern
suchen, daß allzu schlımme Kolgen durch die sexuellen XZzesSse freiılebender
(x+eisteskranker entstehen, namentlıch die Schwängerung, dıe ıne Folge
Von Vergewaltigung (+eisteskranker SeIN r önnte“ 373). Daß der Staat die
schlımmen Folgen mıt jedem eın Recht nıcht überschreitenden Mıttel
hindern darf, ist richtig; daß hne weıteres mıt jedem überhaupt
möglıchen Mıttel darf, oder, daß eın Mıttel deshalb für den Staat eın CI-
aubtes werde, weıl unter den obwaltenden Verhältnissen das eINZIS
möglıiche und wirksame 1st, oder, daß e1nNn In ıch wıdersıttlicher Zwıischen-
zweck eiınem esiıttlichen würde, weıl nıcht seinetwiıllen, sondern

eines andern In ıch guten, J2 höherwertigen ZYweckes wıllen gewollt
wird : das alles ist, ımMg ; ber gerade darum handelt. ıch hler. (Gew1ß
ll der Staat den Geschlechtsverkehr der Geisteskranken nıcht, wünscht
und 11l vielmehr das gerade Gegenteil : ber das „Unterlassensollen” der
genannten Betätigung ist nıcht. der Gegenstand des ollens , das den

Dıeses W ollen baut vielmehr auf derSteriılisierungsentschluß bewirkt.
V oraussetzung auf, daß dıe (zeisteskranken die Betätigung nıcht, unterlassen
werden, und faßt für diesen all den Entschluß, ihre geschlechtliche Be-
tätıgung VO  - der natürlichen Zweckbeziehung lösen un dadurch diıe
natürlıche Zweckverwirklichung, ıne Nachkommenschaft, unmöglıch

machen. Und hlıer erhebt. ıch dıe Frage: Ist. ıne solche Absıcht
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nıcht ın 1C. wıdernatürlich und widersittlıch, und bleıbt, S1IE nıcht, uch
wenn G1E ZUTC Verhütung eiınes andern bels gefaßt wırd ? Dıe Hrage ist,
unbedingt bejahen. Wıe dıe direkt. gewollte Trennung der geschlecht-
lıchen Betätigung von deren natürlıchem Zweck, der Befruchtung, wıe
jede direkte Sterilisierung wıdernatürlich und wıidersıttlich 1St, ist.
uch jede direkte Absıcht und jeder direkte Wiılle, Ine solche Handlung

setzen. Be1l der direkten gesetzliıchen Sterilisierung wird ber dem
Gesetzgeber 1ne solche (zesinnung zugemutet ; enn gerade für den all
einer geschlechtlıchen Betätigung und DUr für diesen Fall soll die Ent-
keimung wollen un ausführen lassen ; stände nämlıch fest, daß
keiner geschlechtliıchen Beiwohnung kommt, würde nıemand Sterilisierung
vorschlagen der ausführen. Die dargelegte und dem Gesetzgeber
geschobene Gesinnung s]ıeht einem „dolus eventualıs” ehr ähnlich und
ist jedenfalls VOT sıttlichen Standpunkt 2US a {s unbedingt verwerlflich
bezeichnen. Diıe mancherle1ı Krwägungen, dıe diesbezüglıch anstellt
(368 W ınd nıcht gee1gnet, diese Überlegung uud Schlußfolgerung ent-
kräften, vıel Rıchtiges und Beachtenswertes S1e 1 übrıgen auch haben

Die SaNnZel Ausführungen haben ıch DUr mıt der einen Frage befaßt,
obh die gesetzliche direkte Sterilisierung +heoretisch und grundsätzlıch wen1g-
STtTEeENS mit. Wahrscheinlichkeit als sittlich einwandfreı und erlaubt bezeichnet,
werden könne und ob In dem vorliegenden uch dıese theoretische grund-
sätzliche Erlaubtheit tatsächlich dargetan Sel. Meınes Erachtens ist dıese
Fra verneınen E  ; weder die AUuS der Natur der Sache geschöpften ÄrTgu-
INeN C, noch dıe den W erken des hl 'Lhomas entnommenen, Der VO Ver-
fasser unrichtig gedeuteten Texte dürften eınem ernsten W ahrschein-
lıchkeitsbeweıls genügen. Darum scheint MIT uch der erste Abschnitt des

4.39 angeführten u 7 | Urteils” nıcht zutreffend eın
Um heber wird INa dem nachfolgenden praktıschen Urteil
stiımmen und das viele ute und Zutreffende anerkennen, das ıch ın dem
Werke findet, und der W ıssenschaft w1e der Praxıs wertvolle Dıenste
eısten wırd. Fr Hürth

Jansen, W ılh,., Der Kommentar des Clarenbaldus von Arras
BoethiusDe Trinıtate. Eın Werk AUuSs der Schule Von (Chartres

17 Jahrhundert. (Breslauer Studıen ZUTr historıischen T’heologıe
80 (XAX 148, 1. 20 Breslau 1926, Müller Seifert.

Dem Verfasser ıst eın Mißgeschick begegnet, das sıch beı dem heutigen
Stand uUunNsSeTrTes Wissens VOoNn der Scholastık beinahe notwendıig VON Zeit
Zeıt wıederholen wırd Clarenbaldus, Propst und später Archıdiakon von
Ärras (T nach der Thierry von Chartres und Hugo Von St. Viktor

seinen Lehrern zählt, wıird von ın den Mittelpunkt selner Arbeıt
stellt, ist, aber, zumal ın Behandlung der Probleme, 1Ur geschickter Kom:-
pılator, wenngleich eın Boethiuskommentar für die geschichtliche Erkenntnis
des Kampfes Abälard und (Jilbertus Porretanus beträchtlichen Wert hat.
Trotzdem ist INan beım Liesen der Arbeıt versucht, eın „° felıx culpa!”
sprechen. So gewinnbringend ıst dıe mıt ungewöhnlıchem Geschick und mıiıt
aller Gründlichkeit geschriebene Studie ın ıterar- un problemgeschicht-
lıcher Hıinsıcht. Nur dıe allerwichtigsten KErgebnisse: Dreiı Kommentare
„De Trinitate“, der ıunter Pseudo-Beda be] gedruckte „In tıtulo“,
jener des Clarenbaldus und eın dritter Librum hunc den ext der
beıden etzten Erklärungen druckt 7Z7UNerst. gehören NS zueinander ;
sS1e ınd Werke der Schule von Chartres. In überzeugender, vielleicht eiwas
umständlicher und schulmäßıger Darlegung weiıst „Librum Uunc als
Hauptquelle für dıe andern Erklärungen nach Vor allem gelıngt e als
Verfasser den berühmten Kanzler Thierry VO.  w Chartres ausfindıg Z.U machen.
So ist das ıld der Schule vıel schärfer umrl]ssen. Das Auftauchen des

Arıstoteles ın der Schule von Chartres wırd greifbarer. Ks bleiıbt


